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Das Elend des preisgünstigen
Wohnungsbaus

Der geme�nnütz�ge Wohnungsbau kommt �n Bern n�cht

vom Fleck. Der Versuch e�ner Übers�cht.

In Bern ste�gen d�e M�eten von Wohnungen und d�e Pre�se

von L�egenschaften. Es f�ndet deshalb e�ne grossfläch�ge

Umsch�chtung der Wohnbevölkerung statt. Wer �n e�ner

e�nfachen M�etwohnung lebt, lebt auch konstant m�t der

Angst vor San�erung, Verkauf, Künd�gung.

Jener kle�ne Te�l der Bevölkerung, der es s�ch le�sten kann,

�nvest�ert deshalb v�el Geld �ns Wohne�gentum und s�chert

s�ch oder der Fam�l�e e�n beständ�ges Umfeld – versüsst

durch namhafte Steuerabzüge. D�e Mehrhe�t, d�e m�t e�nem

kle�nen oder e�nem m�ttleren Budget auskommen muss und

– w�e über d�e Hälfte aller Haushalte �n der Schwe�z – auf

Wohnungsm�eten deutl�ch unter 2000 Franken angew�esen

�st, kann h�er n�cht m�thalten und w�rd langsam aus der

Stadt gedrängt.

Bei der ehemaligen Kehrichtverbrennung am Warmbächliweg wollen Genossenschaften

bauen. (Foto: zvg)



Das betr�fft auch v�ele Menschen, d�e für den Betr�eb der

städt�schen und der kantonalen Infrastruktur zuständ�g

s�nd: Strassenre�n�ger, Pflegefachleute, Angestellte der

Verwaltung, LokführerInnen und Pol�z�stInnen. Das �st d�e

Schattense�te der neuen urbanen Welle.

D�e Mala�se �st bekannt. Im Ma� 2014 setzte Berns

St�mmbevölkerung e�n Ze�chen. D�e Wohn�n�t�at�ve, d�e

e�nen Dr�ttel geme�nnütz�gen Wohnungsbau be� allen

grösseren Projekten verlangt, wurde m�t mehr als 70 Prozent

Ja-St�mmen deutl�ch angenommen. War das e�n S�gnal für

den Aufbruch? M�tn�chten! Bürgerl�che GegnerInnen der

In�t�at�ve erwägen den Gang ans Ger�cht. Zudem �st be� allen

Projekten, an denen d�e Stadt bete�l�gt �st, der Wurm dr�n.

Schauen w�r etwas genauer h�n:

Warmbächl� – 250 Wohnungen

Das Areal der alten Kehrr�chtverbrennungsanlage �st zu 50

Prozent für den geme�nnütz�gen Wohnungsbau reserv�ert.

D�e Volksabst�mmung �m Jun� 2012 f�el deutl�ch aus. D�e

geme�nnütz�gen Wohnbauträger s�nd �nzw�schen bere�t,

das gesamte Areal zu überbauen. Das wäre e�n starkes

Ze�chen und der Bewe�s für d�e �n der Pol�t�k beschworene

«Rena�ssance der Genossenschaften».

Gemäss Planung der L�egenschaftsverwaltung (LV, heute

Immob�l�en Stadt Bern ISB) sollten ab 2015 d�e ersten

Neubauten erstellt werden. D�e �nteress�erten

Wohnbaugenossenschaften h�elt s�e an, b�s Ende 2013 e�nen

Reservat�onsvere�nbarung zu unterschre�ben. D�ese

erstellten �n der Folge e�ne Stud�e zu den

F�nanz�erungskosten auf dem Areal und re�chten s�e m�t

den dar�n formul�erten offenen Fragen zu

Infrastrukturkosten und Baurechtsz�ns Ende 2013 be� der LV

e�n. Se�ther herrschte se�tens der LV St�llschwe�gen. B�s

heute warten d�e Wohnbaugenossenschaften auf d�e

Reservat�onsverträge.

Nur an e�nem e�nz�gen Punkt hält d�e LV/ISB fest: dass der

Baurechtsz�ns von e�ner M�ll�on Franken – w�e �m



Abst�mmungsbüchle�n ausgew�esen – n�cht verhandelbar

se�. Dabe� macht d�e LV/ISB ke�nen Untersch�ed, ob auf dem

Warmbächl� rend�teor�ent�erte Investoren

E�gentumswohnungen bauen oder ob geme�nnütz�ge

Bauträger pre�sgünst�ge M�etwohnungen erstellen wollen.

S�e �gnor�ert auch d�e Tatsache, dass der für d�e

Berechnungen des Baurechtsz�nses w�cht�ge

Referenzz�nssatz se�t der Abst�mmung um e�nen Dr�ttel von

3,75 Prozent auf 2 Prozent gesunken �st.

Klar �st: 2015 werden ke�ne Bagger auffahren. Ob das �m 2016

der Fall �st, w�rd s�ch we�sen. D�e Anforderungen an d�e

Bauqual�tät s�nd hoch und müssen m�t Wettbewerben

s�chergestellt werden. Der Stadt Bern entgehen auf jeden

Fall Baurechtsz�ns �n erhebl�chem Umfang. Verschärft w�rd

d�e f�nanz�elle Mala�se dadurch, dass d�e LV/ISB es

vorgezogen hat, d�e bestehenden Gebäude sofort

abzure�ssen statt für e�ne Zw�schennutzung zur Verfügung

zu stellen.

Mutachstrasse – 110 Wohnungen

Das Projekt Mutachstrasse geht zurück auf e�nen Vorstoss

um d�e Jahrtausendwende. Damals verlangte der Stadtrat

e�n Wohnbauprojekt, das pro Z�mmer n�cht mehr als 200

Franken M�ete kosten sollte. Der Geme�nderat erklärte

damals, d�es se� unmögl�ch, allerd�ngs sehe er

Mögl�chke�ten, d�eser Forderung m�t e�nem Z�mmerpre�s

von 300 Franken wen�gstens te�lwe�se nachzukommen. Auf

e�ner städt�schen Parzelle der Mutachstrasse soll d�eses

Projekt real�s�ert werden.

Das Projekt aber war und �st gle�ch m�t mehreren

H�ndern�ssen besp�ckt: Auf der Parzelle stehen aktuell noch

Fam�l�engärten, d�e Vorstellung von sehr günst�gem

Wohnraum weckte Ängste vor den dadurch angezogenen

M�eterInnen und n�cht zuletzt g�lt das Areal als potent�ell

m�t Schadstoffen belastet.

D�e Volksabst�mmung fand 2011 statt. E�n

Investorenwettbewerb unter geme�nnütz�gen



Wohnbauträgern war für 2014 angesagt. Doch daraus wurde

n�chts – auch we�l F�nanzd�rektor Alexandre Schm�dt den

Musterbaurechtsvertrag abwarten w�ll. M�t dessen

Ausarbe�tung wurde �n Zusammenarbe�t m�t den

geme�nnütz�gen Partnern bere�ts 2013 begonnen – und

n�cht nach der Annahme der Wohn�n�t�at�ve, w�e d�e

Behörden derze�t �n den Med�en verlauten lassen.

E�n Musterentwurf 2014 lag �m Frühsommer vor. Er wurde

dann aber plötzl�ch zurückgezogen. Man hört, dass d�e

F�nanzd�rekt�on �m Alle�ngang e�n neues Regelwerk erstelle

und dass d�e dar�n gemachten Auflagen we�t über das

h�nausgehen, was b�slang �n Baurechtsverträgen übl�ch war.

So sollen Belegungsd�chten sow�e E�nkommen und

Vermögen der zukünft�gen M�eterInnen festgelegt werden.

Es sche�nt so, als ob F�nanzd�rektor Alexandre Schm�dt d�e

strengen Auflagen für den subvent�on�erten städt�schen

soz�alen Wohnungsbau auf d�e n�cht subvent�on�erten,

fre�tragenden Wohnungen der geme�nnütz�gen Bauträger

übertragen w�ll. Offen �st, ob er auf d�ese We�se

genossenschaftl�che Projekte vorze�t�g zum Sche�tern

br�ngen w�ll.

Feuerwehrkaserne V�ktor�a – 20 Wohnungen

Der Auszug der Feuerwehr �st se�t v�elen Jahren bekannt.

D�e Volksabst�mmung für den neuen Feuerwehrstützpunkt

fand 2010 statt. D�e Stadt/ISB hat es aber n�cht

fert�ggebracht, rechtze�t�g d�e we�tere Nutzung festzulegen.

ISB war auch lange n�cht gew�llt, e�n entsprechendes

Verfahren m�t Quart�erbete�l�gung anzudenken. Deswegen

kommt es jetzt zu e�ner mehrjähr�gen Zw�schennutzung

unter akt�ver Bete�l�gung des Quart�ers. Das Projekt

Feuerwehrkaserne �st zwar vergle�chswe�se kle�n aber auch

komplex. Es müssen Überlegungen zu Wohnen, Arbe�ten

und zu Quart�erd�enstle�stungen angestellt werden.

Be� den nun angekünd�gten Wettbewerben für d�e

Endnutzung w�ll d�e Stadt auf d�e Zw�schennutzung und d�e

dabe� formul�erten Quart�eranl�egen ke�ne Rücks�cht



nehmen. Der Invest�t�onswettbewerb soll bere�ts �m

Frühjahr starten. Problemat�sch �st: B�s heute �st

unbekannt, welche Vorgaben den potent�ellen

Interessenten gemacht werden sollen. W�rd w�e be�m

Projekt Central Lorra�ne (s�ehe unten) w�eder auf e�n «fa�t a

compl�» h�ngearbe�tet? Auf Versprechen, d�e n�cht

e�ngehalten werden? Im Stadtrat häng�ge Vorstösse

verlangen, dass geme�nnütz�ge Bauträger zum Zug kommen

sollen.

E�nz�g bekannt �st heute: D�e Fre�flächen �n der

Feuerwehrkaserne sollen �m Rahmen der Zw�schennutzung

der Nat�onalbank als Park�erungsflächen zur Verfügung

gestellt werden.

Re�chenbachstrasse 118 – 100 Wohnungen

Der Standort der alten Pflegefachschule b�etet Platz für rund

100 Wohnungen. D�e �n der Quart�erkomm�ss�on Länggasse

präsent�erten Wohnvorstellungen ze�gen, dass d�e Behörden

h�er – e�nmal mehr – e�n Potent�al für Wohnungsbau der

gehobenen Klasse ausgemacht haben. Im Stadtrat �st derze�t

e�n Vorstoss häng�g, der verlangt, das Areal se� e�nem

geme�nnütz�gen Bauträger zu vergeben.

Der Geme�nderat sträubt s�ch dagegen – w�e b�sher be�

jedem Vorstoss zum geme�nnütz�gen Wohnungsbau. Er w�ll

den Ante�l auf e�nen Dr�ttel beschränken. Er �st auch h�er

n�cht bere�t, mehr als das M�n�mum an geme�nnütz�gem

Wohnungsbau zu betre�ben. Dabe� ze�gt e�n Bl�ck �ns

Quart�er Rossfeld, dass e�n Wandel von M�ete zum E�gentum

�m Gange �st. Im S�nne e�ner Durchm�schung wäre es

deshalb s�nnvoll, wenn d�e Stadt Bern h�er M�etwohnungen

für d�e m�ttlere und untere M�ttelsch�cht real�s�eren würde.

Der pre�sgünst�ge Wohnungsbau darf s�ch n�cht nur auf den

Westen der Stadt beschränken!

Burgernz�el – 100 Wohnungen

Das ehemal�ge Tramdepot steht auch schon e�n�ge Jahre

leer. D�e bürgerl�chen Parte�en wollten das Grundstück für

�hre Kl�entel beanspruchen und – entsprechend dem Umfeld



– noch mehr gehobenen Wohnungsbau real�s�eren. Der

Stadtrat verordnete �m letzten Moment e�nen Ante�l

geme�nnütz�gen Wohnungsbaus. Inzw�schen �st klar: D�e

Mob�l�ar �st als Investor vorgesehen. E�ne

Wohnbaugenossenschaft m�t �nteress�erten Parte�en hat

s�ch gemeldet. Selbstnutzer-Genossenschaften gen�essen

be� der Stadt aber n�cht das gle�che Ansehen w�e grosse

Produkt�onsgenossenschaften – und d�es obwohl s�e auf d�e

�m L�egenschaftsmarkt mögl�chen Rend�ten verz�chten.

Bemerkung am Rande: Be�m Kre�sel am Burgernz�el hat es

d�e Stadt kürzl�ch verpasst, s�ch m�t dem Kauf des

ehemal�gen Restaurants Burgernz�el e�ne städtebaul�ch

w�cht�ge Parzelle zu s�chern.

Centralweg – 13 Wohnungen

Das Projekt Centralweg �st das Trauersp�el par excellence.

D�e Stadt �st m�t dem Versprechen angetreten �n E�genreg�e

pre�sgünst�gen Wohnraum fürs Quart�er zu bauen – und hat

der In�t�at�ve aus dem Quart�er, selber e�n

Genossenschaftsprojekt zu real�s�eren, e�ne Absage erte�lt.

Von den ursprüngl�ch versprochenen Abs�chten �st n�chts

gebl�eben. Was ble�bt, s�nd marktübl�che M�eten �n e�ner

städt�schen L�egenschaft �n der Lorra�ne. Das �st w�e e�n

Konkurs der städt�schen Wohnbaupol�t�k!

D�e Stadt hat – nachdem s�e d�e In�t�at�ve an s�ch ger�ssen

hat – h�er gle�ch mehrere Gelegenhe�ten verpasst, um �n der

Lorra�ne e�ne städtebaul�ch und pol�t�sch s�nnvolles Projekt

zu lanc�eren S�e hat auf e�ne mögl�che «Aufzonung»

verz�chtet. S�e hat e�nen Wettbewerb ausgeschr�eben, der

ke�nen Kostenrahmen und ke�n dem Quart�er angepasstes

Bauprogramm vorgab und dam�t d�e Arch�tekten zum fre�en

Gestalten verle�tet (nur so konnten d�e sogenannten

Baumz�mmer entstehen). Und schl�essl�ch hat d�e Jury es

unterlassen, h�er noch d�e Notbremse zu z�ehen.

Gaswerkareal – 200 Wohnungen

Jahrelange Untät�gke�t und mangelnde Kapaz�täten be�m

Stadtplanungsamt haben dazu geführt, dass EWB d�e



Planung auf dem Gaswerkareal selber �n d�e Hand

genommen hat. Als Partner kam der GU Los�nger Marazz�

dazu. Irr�t�erend �st, dass �m Testplanungsverfahren d�e

Stadt Bern an den fünf Jurytagen jewe�ls m�t über e�nem

Dutzend Fachpersonen vertreten war. Das war e�n Novum:

We�l n�cht d�e öffentl�che Hand d�e Federführung hatte,

deleg�erte jede Abte�lung der Verwaltung �hre

Fachpersonen.

Es versteht s�ch, dass d�e F�rma Los�nger Marazz� h�er n�cht

nur planen, sondern als Projektentw�ckler auch gerne bauen

möchte. Das w�rd off�z�ell aber so n�cht bestät�gt. Mot�onen

für den Kauf des Areals durch d�e Stadt und som�t d�e

Übernahme der Planungshohe�t s�nd e�ngere�cht. W�e es

we�ter geht, �st offen.

Das Gaswerkareal �st neben dem V�ererfeld das grösste,

zentrumsnahe Entw�cklungsgeb�et. Den Stadtbehörden

fehlt e�ne Vorstellung über das künft�ge soz�ale Gefüge und

d�e av�s�erten Haushalte. Doch nur wenn klar gesagt �st, wer

�n Zukunft �m Gaswerk wohnen soll (worauf auch das

te�lnehmende Arch�tekturteam MVRDV aus Holland �n

se�nen Analysen h�nwe�st) �st es mögl�ch, �m Gaswerk

Städte- statt Rend�tebau zu real�s�eren.

V�ererfeld – 1000 b�s 1200 Wohnungen

D�e erste Planung sche�terte vor zehn Jahren unter anderem

daran, dass d�e Stadt ke�nerle� Aussagen zum Pre�ssegment

der künft�gen Wohnungen machen wollte. S�e sche�terte

aber auch, we�l kurz zuvor d�e Planung auf der Manuelmatte

(Elfenau) nach Protesten aus dem Quart�er fallen gelassen

wurde. Das gab dem W�derstand gegen das V�ererfeld

Auftr�eb.

Inzw�schen s�nd s�ch Stadt und Kanton handelse�n�g. Aber

neue nat�onale Gesetze stellen d�e angestrebte

Stadterwe�terung �n Frage. Das Bundesamt für

Raumordnung ARE muss das Areal fre�geben. Der Kanton

hat d�e entsprechenden E�ngaben vor der Abst�mmung zum

neuen Raumplanungsgesetz RPG verschlampt. Nun w�ll er



zuerst den R�chtplan verabsch�eden. D�e Abst�mmung

verzögert s�ch mögl�cherwe�se auf 2017.

Auch d�e Haltung der Behörden verstärkt d�e Skeps�s. D�e

E�ngaben �m Rahmen der M�tw�rkung hat das

Stadtplanungsamt we�tgehend �gnor�ert. Der Stadtrat hat

�nzw�schen e�n Ze�chen gesetzt und dam�t d�e Forderungen

der Fachverbände und Rot-Grün-M�tte-Parte�en aus der

M�tw�rkungen aufgenommen: Gegen den W�llen des

Geme�nderates überw�es er den verb�ndl�chen Auftrag, auf

dem V�ererfeld dere�nst e�nen Ante�l von fünfz�g Prozent

geme�nnütz�ger Wohnungen zu erstellen.

Warum d�eser St�llstand?

D�e städt�sche Wohnbaupol�t�k �st e�nse�t�g ausger�chtet.

D�e Bautät�gke�t der letzten Jahre schuf zahlre�che

E�gentumswohnungen und M�etwohnungen �m höheren

Segment. Be�m pre�sgünst�gen Wohnungsbau herrscht

Nachholbedarf. Aber es pass�ert n�chts. Das s�nd d�e Gründe

dafür:

• Pol�t�sch �st es e�n Fehler, e�nem neol�beralen Hardl�ner

das Doss�er Wohnungsbau zu übergeben. Geme�nderat

Alexandre Schm�dt hat ke�n Interesse am geme�nnütz�gen

Wohnungsbau. Der Verz�cht auf marktübl�che M�eten und

d�e dam�t verbundene E�ndämmung der Pre�sentw�cklung

steht n�cht �n se�nem Parte�programm. W�r dürfen uns

n�cht wundern, wenn es n�cht voran geht.

• Unterstützt w�rd der F�nanzd�rektor durch d�e zuständ�ge

Verwaltungse�nhe�t ISB, d�e s�ch auch marktlog�schen

Kr�ter�en verschr�eben hat. D�e Art und We�se, w�e s�e

Projekte entw�ckelt und begle�tet, we�st n�cht darauf h�n,

dass der geme�nnütz�ge Wohnungsbau pr�or�tär behandelt

w�rd.

• Be� d�eser Konstellat�on �st es schw�er�g, d�e

wohnbaupol�t�schen Amb�t�onen von Rot-grün

durchzusetzen. Ihre Mehrhe�ten �m Fonds und �m

Geme�nderat kommen nur bed�ngt und verzögert zum

Tragen – e�gentl�ch unerklärl�ch.



• V�el Ze�t und Geld geht m�t d�eser Konstellat�on verloren.

Um be�m Geld zu ble�ben: Wegen den Verzögerungen be� der

Nachnutzung verl�ert d�e Stadt Bern Baurechtsz�nse �n

M�ll�onenhöhe – pro Jahr!

Faz�t: Das w�rd n�chts

In Bern w�rd zwar v�el über d�e Förderung des Baus

geme�nnütz�ger und pre�sgünst�ger Wohnungen geredet.

Aber es pass�ert fast n�chts. Um e�nen ähnl�ch hohen

Bestand an Wohnungen �n d�esem Segment zu erre�chen

w�e B�el oder Zür�ch, müssten �n den kommenden Jahren

3500 b�s 10'000 Wohnungen err�chtet werden.

W�r können davon nur träumen und schauen ne�d�sch nach

Zür�ch. Dort schlagen d�e Akteure e�n anderes Tempo an. So

verg�ngen be� den �nnovat�ven Wohn- und

S�edlungsprojekten «Mehr als Wohnen» und Kalkbre�te

gerade mal s�eben Jahre zw�schen der ersten Idee und dem

Bezug der ersten Wohnungen. Be� be�den Projekten war der

pol�t�sche W�lle spürbar und d�e fachl�che Begle�tung

ausgeze�chnet.

Kurz: M�t d�eser Geometr�e w�rd es n�chts m�t

pre�sgünst�gem Wohnungsbau �n nützl�chem Umfang. D�e

Forderung von 70 Prozent der St�mmbevölkerung ble�bt e�n

frommer Wunsch.


